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Navigationsschuh 
für Polizisten
Ein spezieller Navigationsschuh 

soll künftig helfen, Polizisten 

beim Einsatz in unwegsamem 

Gelände zu orten. Das Bundes-

kriminalamt (BKA) in Wiesba-

den und das Deutsche Zentrum 

für Luft- und Raumfahrt arbei-

ten an der Entwicklung eines 

solchen neuartigen, hochtech-

nologischen Geräts. Mit dem 

Navshoe können sich Polizisten 

demnach etwa bei einem Anti-

terroreinsatz gegenseitig orten. 

Der Einsatzleiter weiß dann auf 

einen Meter genau, wo sich die 

einzelnen Beamten befinden. 

Nach BKA-Angaben sind die 

wahrscheinlich in der Schuh-

sohle der Polizisten befestigten 

Geräte aber nicht nur für Beam-

te des Bundeskriminalamts ge-

dacht. Sie sollen auch anderen 

Polizeieinheiten bei entspre-

chenden Einsätzen im In- und 

Ausland zur Verfügung stehen. 

Das gemeinsame Projekt ist 

Ergebnis der am 4. Juni verein-

barten Zusammenarbeit zwi-

schen dem BKA und dem Deut-

schen Zentrum für Luft- und 

Raumfahrt (DLR). Neben dem 

Navigationsschuh soll die Koo-

peration auch den Einsatz von 

Satellitenbildern zur Unterstüt-

zung der Polizeiarbeit und wei-

tere Projekte umfassen.

Rückgang bei 
Software-Piraterie
Während in Österreich die Soft-

ware-Piraterie zurückgeht, ist 

sie weltweit auf dem Vormarsch: 

Hierzulande ist der Anteil unli-

zenzierter Software im Vorjahr 

um einen Prozentpunkt auf 25 

Prozent zurückgegangen. Der 

Umsatzausfall machte 108 Mio. 

Euro aus – rund 9 Mio. Euro we-

niger als 2006. Weltweit ist der 

Raubkopie-Anteil 2007 dagegen 

auf 38 Prozent (plus drei Pro-

zentpunkte) angestiegen. Der 

Umsatzausfall für die internati-

onalen Hersteller kletterte um 

acht Mrd. auf 48 Mrd. US-Dol-

lar, so das Ergebnis der Studie 

des Marktforschungsinstituts 

IDC, die im Auftrag der Busi-

ness Software Alliance (BSA) 

durchgeführt worden ist. Nicht 

nur in Österreich, sondern auch 

in vielen westlichen Staaten sei 

die Piraterierate 2007 leicht ge-

sunken, heißt es. Der Umsatz-

ausfall sank entweder oder sta-

gnierte. EU-weit verringerte 

sich der Anteil raubkopierter 

Software von 36 auf 35 Prozent, 

die Schadenssumme sank trotz 

der Erweiterung des Staaten-

bundes um Bulga rien und Ru-

mänien von 8,8 auf 8,5 Mrd. 

Euro. EU-weit hat Luxemburg 

die niedrigste Piraterierate (21 

Prozent). Im internationalen 

Ranking liegt das Land hinter 

den USA (20 Prozent) auf dem 

zweiten Platz. Als weitere „Mus-

terknaben“ gelten Neuseeland 

mit einer Piraterierate von 22 

Prozent, Japan (23 Prozent) so-

wie Belgien, Dänemark, Finn-

land, Österreich, Schweden und 

die Schweiz (je 25 Prozent).

iPods fördern 
US-Kriminalität
iPods und andere mobile Geräte 

sind die Ursache für gesteigerte 

Kriminalitätsraten in den USA. 

Diese These vertreten zumin-

dest Forscher des Urban Insti-

tute in Washington, die davon 

ausgehen, dass ein Zusammen-

hang zwischen der Popularität 

von iPods und gesteigerten Kri-

minalitätsraten in den Jahren 

2005 und 2006 besteht. Während 

sich in den USA die Kriminal-

fälle seit 1991 rückläufi g ent-

wickelten, gab es 2005 und 2006 

wieder eine deutliche Zunahme. 

Genau in diesen Jahren gelang 

auch dem iPod der Durchbruch 

in den Mainstream. FBI-Statis-

tiken belegen, dass die Zahl der 

Raubüberfälle zwischen den 

Jahren 2004 und 2005 von 137 

auf 141 pro 100.000 Einwohner 

nach oben kletterte. 2006 waren 

es dann mit 149 Überfällen noch 

einmal deutlich mehr. Im glei-

chen Zeitraum nahmen auch die 

iPod-Verkäufe deutlich zu. Wäh-

rend Ende 2004 erst rund fünf 

Mio. Geräte in Umlauf waren, 

lagen die Verkäufe 2006 bereits 

bei knapp 90 Mio. – für die For-

scher eine Verbindung. APA/kl
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Einen „Aufschrei in der Bran-

che“ hat die mit Internet-Über-

wachung und Handy-Ortung 

assoziierte Novelle des Sicher-

heitspolizeigesetzes (SPG) laut 

Gerald Futschek, Präsident 

der Österreichischen Compu-

ter Gesellschaft (OCG), verur-

sacht. Einen zentralen Grund 

dafür sieht der Mitinitiator der 

„Initiative für den Schutz vor 

dem Überwachungsstaat“ dar-

in, dass die von Forschern ent-

wickelten Informationstech-

nologien „einfach missbraucht 

werden gegen die Freiheit und 

Grundrechte der Menschen“. 

Im Zuge einer Veranstaltung 

an der Technischen Universität 

(TU) Wien im Mai dieses Jahres 

unterstrichen die Experten die 

„gemeinschaftliche Verantwor-

tung“ der Informatiker.

Die am 1. Jänner in Kraft 

getretene Novelle des SPG er-

möglicht der Exekutive, ohne 

richterliche Genehmigung an 

Auskünfte über Handy- und 

Internet-Daten der Nutzer zu 

gelangen. Die Novelle liefert 

die Berechtigung, unter ande-

rem Auskünfte „von Betrei-

bern öffentlicher Telekommu-

nikationsdienste und sonstigen 

Dienste anbietern über Namen, 

Anschrift und Teilnehmer-

nummer eines bestimmten An-

schlusses, über IP-Adressen zu 

einer bestimmten Nachricht 

und den Zeitpunkt ihrer Über-

mittlung sowie über Namen 

und Anschrift eines Benutzers, 

dem eine IP-Adresse zu einem 

bestimmten Zeitpunkt zugewie-

sen war“ einzuholen, so Hannes 

Werthner vom Institut für Soft-

ware-Technik der TU Wien. Die 

Auskunft sei zudem „unverzüg-

lich und kostenlos zu erteilen“.

Gesetz ohne Begutachtung

Um ihre „Verantwortung als 

Hochschullehrer“ wahrzuneh-

men und ihre Bedenken gegen 

die im Dezember im Eilverfah-

ren beschlossene Novelle – ohne 

vorhergehende Begutachtung – 

zum Ausdruck zu bringen, ini-

tiierten Futschek und Werthner 

gemeinsam mit Grünen-Sicher-

heitssprecher Peter Pilz eine 

Petition für eine Änderung des 

Gesetzes. Diese wurde bisher 

von 25.000 Bürgern unterschrie-

ben und wartet auf die Stellung-

nahme des Innenministers. Mit 

der Petition soll erreicht wer-

den, dass die Novelle doch noch 

im Innenausschuss behandelt 

wird.

„Verfassungsrechtliche Pro-

bleme“ bringt die Novelle für 

Wolfram Proksch, Rechtsexper-

te des Departments für Raum-

entwicklung der TU Wien; er 

verweist unter anderem auf 

das Fernmeldegeheimnis und 

den Schutz der Privat sphäre. 

Auch im Zusammenhang mit 

Bestimmungen der Europä-

ischen Menschenrechtskonven-

tion seien „die Bestimmungen 

viel zu vage gehalten“. Für den 

Anwalt fordern sie „einen Miss-

brauch geradezu heraus, grei-

fen völlig unverhältnismäßig 

in das Grundrecht auf Privat-

sphäre und in das Grundrecht 

auf Familienleben ein und sind 

aus diesem Grund auch verfas-

sungswidrig“. Die Grünen ha-

ben bereits eine Verfassungskla-

ge eingereicht. Proksch vertritt 

als Anwalt Mandanten, die beim 

VfGH Beschwerden zu den neu-

en Bestimmungen eingebracht 

haben: „Sie werden vermutlich 

vom Verfassungsgerichtshof im 

Herbst bearbeitet.“

Reale Abfragen sind laut den 

Experten nur schwer zu bezif-

fern: „Kolportiert werden Zah-

len von rund 20.000 Abfragen 

im vergangenen Jahr und ein 

sprunghafter Anstieg um mehr 

als 200 Prozent in diesem Jahr“, 

sagt Proksch. 3863 Auskunfts-

verlangen hat die Polizei laut 

Innenministerium in den ers-

ten vier Monaten des laufenden 

Jahres gestellt. Ein durch 

Proksch vertretener Provider, 

der rund 10.000 Vertragspart-

ner in Österreich hat, verzeich-

net „rund 30 Abfragen im Mo-

nat“. Bei 20.000 Abfragen im 

Jahr sei die im Gesetz vorge-

sehene Kontrolle der Abfragen 

durch einen Rechtsschutzbe-

auftragten, „der wiederum dem 

Ministerium weisungsgebunden 

und dort organisatorisch einge-

gliedert ist“, eine Farce.

Europäische Bürgerinitiative

„Es geht nicht nur um die ju-

ridische Argumentation“, meint 

Werthner. Es würde auch um 

politische und wirtschaftliche 

Machtverhältnisse gehen, „die 

manchmal – und manchmal 

nicht – in Gesetze gegossen wer-

den“. Das hätten etwa die Ter-

roranschläge vom 11. Septem-

ber 2001 und die im Anschluss 

daran von den USA und ebenso 

von Europa gezogenen Konse-

quenzen gezeigt. Auch auf euro-

päischer Ebene sieht Werthner 

Handlungsmöglichkeiten: „Man 

könnte das Thema der digitalen 

Privatsphäre durchaus zum Ge-

genstand einer europäischen 

Bürgerinitiative machen.“ Hier 

hätten etwa auch die Informa-

tiker und Wirtschaftsinforma-

tiker die Möglichkeit, sich ent-

sprechend zu positionieren.

Umstrittene Novelle: Das Sicherheitspolizeigesetz in Anwendung

3863 Auskunftsverlangen 
der Polizei in vier Monaten
Branchenexperten warnen vor den Folgen der zügellosen Internet- 
und Handy-Überwachung durch den Staat. Sie sehen die von ihnen 
erfundenen Technologien von Beamten missbraucht.

Die Ermittler des Innenministeriums haben es vor allem auf 

Telefonverbindungsdaten abgesehen. Foto: kl
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